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1 EINFÜ HR UNG 

1.1 Ausgangslage 

“Die deutschen Städte und Gemeinden befinden sich in der schwersten Finanzkrise seit 

Gründung der Bundesrepublik.“1 Das Defizit der kommunalen Haushalte beträgt 2003 vor-

aussichtlich 9,8 Mrd. €.2 

Auf der Einnahmenseite macht sich insbesondere der Einbruch bei der Gewerbesteuer – 

der wichtigsten direkten Einnahmequelle – bemerkbar. Aber auch beim Gemeindeanteil an 

der Einkommensteuer sind konjunkturbedingte Rückgänge zu verzeichnen. Ebenfalls tru-

gen die rückläufigen Investitionszuweisungen von Bund und Ländern zu einer 

Verschlechterung der Einnahmesituation bei.3 Zusätzliche Belastungen werden durch das 

voraussichtliche Vorziehen der Steuerreform entstehen. 

Die Schere zwischen Einnahmen und Ausgaben öffnet sich nicht nur durch Einnahmeaus-

fälle, sondern auch durch zusätzliche Belastungen auf der Ausgabenseite.4 Insbesondere 

bei den Pflichtaufgaben der Kommunen ist mit weiteren Ausgabenzuwächsen zu rechnen. 

Vor diesem Hintergrund fällt es den Kommunen immer schwerer, ihre im Rahmen der 

kommunalen Selbstverwaltung5 obliegenden Aufgaben6 wahrzunehmen. 

1.2 Problemstellung 

Die Ausgabensteigerungen der Kommunen können nicht mehr durch Erhöhungen der Ein-

nahmepositionen ausgeglichen werden.7 Die Anhebung der Hebesätze bei den Realsteuern 

                                                 
1  Deutscher Städte- und Gemeindebund (Hrsg.), [Pressemitteilung Nr. 3], 2.1.2003. Eine Definition von 

Finanznot, die gleichbedeutend mit dem Begriff der Finanzkrise zu sehen ist, geben Noll/Ebert/Meyer: 
„Eine allgemeine ökonomische Definition von Finanznot, kann darin gesehen werden, daß die Gebiets-
körperschaft konkret Gefahr läuft, die dauernde finanzielle Leistungsfähigkeit und damit die allgemeine 
Handlungsfähigkeit zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben zu verlieren.“ Noll, W.; Ebert, W.; Meyer, S., 
[Finanznot der Kommunen], 1997, S. 25. 

2  Vgl. Karrenberg, H.; Münstermann, E., [Gemeindefinanzbericht 2003], 2003, S. 77. 
3  Vgl. Karrenberg, H.; Münstermann, E., [Gemeindefinanzbericht 2003], 2003, S. 77. 
4  Vgl. Karrenberg, H.; Münstermann, E., [Gemeindefinanzbericht 2003], 2003, S. 77. 
5  Das Recht und die Pflicht der Kommunen, die ihnen im Rahmen gemeindlicher Daseinsvorsorge oblie-

genden Aufgaben eigenverantwortlich zu lösen, kommt im Grundgesetz (GG) (vgl. Art. 28 Abs. 2 Satz 1 
GG) sowie in den Gemeindeordnungen der Länder zum Ausdruck (s. bspw. § 1 Abs. 2 der GO Branden-
burg). 

6  Die Selbstverwaltungsaufgaben der Kommunen lassen sich nach Umfang und Intensität in freiwillige 
Aufgaben (Bereitstellung öffentlicher Einrichtungen, wie Museen, Theater, Schwimmbäder, Bibliothe-
ken), Pflichtaufgaben und Pflichtaufgaben „zur Erfüllung nach Weisung“ (Weisungsaufgaben) 
klassifizieren. Vgl. Matschke, M. J.; Hering, T., [Kommunale Finanzierung], 1998, S. 12. Außerhalb ih-
res Selbstverwaltungsrechtes erfüllen die Gemeinden Auftragsangelegenheiten des Bundes, die aus 
„Gründen der Zweckmäßigkeit nicht von staatlichen Organen, sondern von den Gemeinden wahrgenom-
men werden“. Fiebig, H., [Kostenrechnung], 1998, S. 34. 

7  Vgl. Zimmermann, G., [Finanzierungs- und Organisationsmodelle], 1997, S. 396. 
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sowie sonstige Steuererhöhungen behindern den wirtschaftlichen Aufschwung und verbie-

ten sich daher in Krisenzeiten. Die sich bietende Möglichkeit über Leistungsentgelte 

(Gebühren und Beiträge) die Haushaltslage aufzubessern, haben die Kommunen weitge-

hend ausgeschöpft8 und zudem ziehen die in den Kommunalabgabengesetzen enthaltenen 

Gebührengrundsätze9 Grenzen. 

Wie bereits die vorherigen Gemeindefinanzberichte zeigt auch der Gemeindefinanzbericht 

2003, dass sich die Finanzstruktur in den kommunalen Haushalten zu Lasten der Vermö-

genshaushalte und damit zu Lasten der Investitionstätigkeit verschiebt. Die 

Sachinvestitionen haben sich im Jahr 2003 gegenüber 1993 um ca. 25% verringert.10 

Die Problematik der verminderten Investitionstätigkeit liegt in einem weiterhin hohen In-

vestitionsbedarf begründet. Die Bereitstellung einer in quantitativer und qualitativer 

Hinsicht ausreichenden Infrastruktur stellt eine komplementäre Voraussetzung für wirt-

schaftliches Wachstum dar. Den Kommunen kommt hierbei eine besondere Bedeutung zu, 

da statistisch gesehen ca. ⅔ der öffentlichen Investitionen auf den kommunalen Bereich 

entfallen.11 

Aufgrund der Tatsache, dass die Überschüsse der kommunalen Verwaltungshaushalte nicht 

ausreichen den Investitionsbedarf zu decken, wurde in der Vergangenheit vorwiegend auf 

den Kommunalkredit als Ultima Ratio der Finanzierung zurückgegriffen. Die Genehmi-

gung der Kreditaufnahme wird jedoch zunehmend restriktiver von der Kommunalaufsicht 

gehandhabt, da die in den Gemeindehaushaltsverordnungen (GemHV) bzw. Gemeindeord-

nungen (GO) geforderten Pflichtzuführungen vom Verwaltungs- zum Vermögenshaushalt 

immer seltener von den Kommunen erfüllt werden können. Im Jahr 2003 beträgt das Defi-

zit der kommunalen Verwaltungshaushalte voraussichtlich 1,85 Mrd. €.12 

Vor diesem Hintergrund sind Kommunen darauf angewiesen, verstärkt alternative Finan-

zierungsformen zu prüfen und bei nachgewiesener Wirtschaftlichkeit anzuwenden. Die in 

dieser Arbeit diskutierten Finanzierungsformen stellen allerdings keine Alternative zu ei-

ner Modernisierung der Verwaltung dar. Sie sind vielmehr integraler Bestandteil einer 

Reihe von Reformaßnahmen, die unter den Begriffen des Neuen Steuerungsmodells und 

des New Public Managements diskutiert werden.13 Die Reformideen haben die Effizienz-

                                                 
8  Vgl. Karrenberg, H.; Münstermann E., [Gemeindefinanzbericht 2002], 2002, S. 11; Kirchhoff, U.; 

Müller-Godeffroy, H., [Finanzierungsmodelle], 1996, S. 9. 
9  Vgl. Mohl, H., [Gebührendiskussion], 2000, S. 211. 
10  Vgl. Karrenberg, H.; Münstermann, E., [Gemeindefinanzbericht 2003], 2003, S. 77. 
11  Vgl. Marek, M., [Kommunales Leasing – wichtiger denn je!], 2000, S. 61. 
12  Vgl. Karrenberg, H.; Münstermann, E., [Gemeindefinanzbericht 2003], 2003, S. 77. 
13  Zum Thema New Public Management und Neues Steuerungsmodell vgl. bspw. Reichard, C., [Public 

Management], 2003, S. 496-518. Reichard, C., [“Neue Steuerungsmodell“], 2002. Reichard, C.; Röber, 
M., [New Public Management], 2001, S. 371-392. 
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steigerung und die Erhöhung der Transparenz kommunaler Tätigkeiten zum Ziel. Zu die-

sen Maßnahmen zählen u.a. die Leistungstiefenentscheidung (Make-or-buy-Frage)14, 

Prozessoptimierungen, Innovationen im Finanzmanagement und Rechnungswesen (Ein-

führung der Doppik und einer KLR sowie die Output-Budgetierung)15 und Innovationen im 

Personalmanagement16. 

1.3 Zielsetzung 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, zwei alternative Finanzierungsformen zu diskutieren 

und damit einen Lösungsansatz der Konfliktsituation zwischen Investitionsdruck und be-

grenzten öffentlichen Finanzmitteln aufzuzeigen.  

Dazu findet eine intensive Auseinandersetzung mit dem Kommunal-Leasing statt. „Wer 

Leasing nicht ernsthaft als Alternative zur konventionellen Kreditfinanzierung prüft und 

wer Leasing nur als reines Finanzierungsinstrument begreift, verstößt gegen das Wirt-

schaftlichkeitsgebot des § 7 der Haushaltsordnung.“17 Die Ausführungen sollen 

insbesondere klären, ob sich mit der Nutzung des Leasings für die Kommunen Vorteile 

gegenüber einer kommunalkreditfinanzierten Investition ergeben können und damit 

Leasing einen Beitrag zur Auflösung des Investitionsstaus leisten kann. Die Ausführungen 

beziehen sich überwiegend auf das Immobilien- und das Großmobilienleasing. 

Ebenfalls wird auf das in den letzten Jahren zunehmend von den Kommunen bzw. von den 

kommunalen Unternehmen genutzte Finanzierungsinstrument des US-Cross-Border-

Leasings eingegangen. Dieses US-Steuersparmodell ermöglicht der deutschen Kommune 

die Vereinnahmung liquider Finanzmittel in Form eines Barwertvorteils. Die Arbeit soll 

dem Leser die Struktur der Transaktion näher bringen und die damit verbundenen Chancen 

und Risiken beleuchten. Damit soll u.a. ein Beitrag zur Versachlichung der teilweise sehr 

emotional geführten Debatte geleistet werden. Vorrangig geht es allerdings um die Frage, 

ob unter Risikogesichtspunkten der Einsatz von US-Cross-Border-Leasing-Geschäften zur 

Entlastung der kommunalen Haushalte bzw. zur Finanzierung von Infrastrukturinvestitio-

nen zu vertreten ist. Im Zusammenhang mit der Entlastungs- bzw. Finanzierungswirkung 

ist ebenfalls die Frage zu beantworten, ob der Barwertvorteil dem allgemeinen Haushalt 

oder eventuell dem Gebührenhaushalt zuzuführen ist. 

                                                 
14  Vgl. Naschold, F.; Budäus, D.; Jann, W., et al. (Hrsg.), [Leistungstiefe], 1996. 
15  Vgl. Reichard, C., [Innovationen in Finanzmanagement und Rechnungswesen], 1999, S. 49-62; Reichard, 

C.; Bals, H., [Resource-based Accounting and Output-Budgeting], 2002, S. 137-151. Für eine umfangrei-
che Thematisierung des Neuen öffentlichen Haushalts- und Rechnungswesens vgl. Lüder, K., [Neues 
öffentliches Haushalts- und Rechnungswesen], 2001. 

16  Vgl. Reichard, C., [Innovationen im Personalmanagement], 1999, S. 37-49. 
17  Kiefer, D., zitiert nach: Brede, H., [Diskussion], 1997, S. 167. 
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1.4 Methodik und Aufbau der Arbeit 

Das Literaturstudium bildet die Grundlage der Arbeit, wobei durch die Vielzahl der be-

rücksichtigten Quellen und Autoren versucht wurde, eine möglichst umfassende und 

abgewogene Darstellung des Themas sicherzustellen. 

Ergänzt wurde die Arbeit durch die Befragung von Experten, die zur Klärung von finanzie-

rungstechnischen, haushaltsrechtlichen und juristischen Fragen beitrugen. Insbesondere im 

Rahmen der im Abschnitt  3.7.1 durchgeführten Analyse, welche Verfahren der Wirtschaft-

lichkeitsrechnung die Kommunen anzuwenden haben, wurden die Innenministerien der 

Länder befragt. 

Bei der Bearbeitung des Themas „US-Cross-Border-Leasing“ wurde auch auf Diskussi-

onsbeiträge und Erfahrungen zurückgegriffen, die im Rahmen der Teilnahme an einem 

Seminar des Bildungszentrums für die Entsorgungs- und Wasserwirtschaft GmbH am 

15.7.2003 in Duisburg gesammelt wurden. 

 

Im folgenden Kapitel  2 wird auf die finanzwirtschaftlichen Aspekte der Kommunen Bezug 

genommen. Es wird die Finanzsituation der Kommunen beleuchtet und dem zukünftigen 

Investitionsbedarf gegenübergestellt. Anschließend wird auf die klassischen Finanzie-

rungsquellen der Kommunen eingegangen. Im Hinblick auf den der Außenfinanzierung 

hinzuzurechnenden Kommunalkredit wird kurz die Frage angerissen, welche Auswirkun-

gen mit aktuellen Entwicklungen wie Neues Kommunales Haushalt- und Rechnungswesen 

sowie Basel II verbunden sind. Vor dem Hintergrund der angespannten Finanzsituation, 

der zunehmend restriktiveren Kreditgenehmigung und dem weiterhin hohen Investitions-

bedarf werden kurz derzeitig diskutierte alternative Organisations- und 

Finanzierungsmodelle dargestellt. Diese versprechen eine effizientere Verwendung der 

knappen Mittel und sollen daher zu einer Entlastung der Haushalte führen bzw. einen Bei-

trag zur Auflösung des Investitionsstaus leisten. 

 

Im Kapitel  3 wird ausführlich auf eine alternative Finanzierungsform – das Kommunal-

Leasing – eingegangen. Nach einer begrifflichen Klärung des „Kommunal-Leasings“ wer-

den die einzelnen Erscheinungsformen des Leasings erläutert. Anschließend wird zunächst 

geklärt, ob eine Zurechnung beim Leasinggeber bzw. Leasingnehmer auch bei den nicht 

steuerpflichtigen Kommunen von Bedeutung ist. Nach Klärung dieser Frage wird auf die 

einzelnen Leasingerlasse eingegangen, welche die steuerliche Zurechnung des Leasingob-

jektes in Abhängigkeit der Vertragsgestaltung regeln. 


